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Sterbehilfe

Sachverhalt

In meinem Fall handelt es sich um eine 60-jährige, unter Alkoholdemenz leidende, in einem spezialisierten Pflegeheim in einem Mehrbettzimmer untergebrachte verbeiständete (Art. 393.2 u.394 ZGB) Frau. Sie ist im rechtlichen Sinne nicht mehr urteilsfähig (medizinisch bestätigt). Ihre Lebensqualität ist seit ca. 3 Jahren nicht mehr sehr hoch; sie kann Gesprächen nicht mehr folgen, sich zeitlich u. örtlich nicht mehr orientieren, ist auf einen Rollstuhl (mit Beckengurt aufgrund motorischer Unruhe) angewiesen, ihr Pflegebett ist mit Bettgitter u. Bauchgurt ausgerüstet. Ernährt wird sie mittels Sonde.
Aufgrund einer akuten Pneumonie musste sie vorübergehend in spitalärztliche Behandlung (künstliche Beatmung); inzwischen konnte sie wieder ins Pflegeheim zurückkehren. Jetzt möchte die Oberärztin das Einverständnis der VB, dass bei einer erneuten Pneumonie keine lebensverlängernden Massnahmen mehr getroffen werden müssten. 
Es besteht keine letztwillige Verfügung, auch keine Patientenverfügung. Die Kinder und der seit langem getrennt lebende Mann haben den Kontakt seit Jahren abgebrochen; aus ihrem Vorleben kann nichts bezüglich einem Wunsch, unter bestimmten Umständen auf lebenserhaltende Massnahmen  zu verzichten, herausgelesen werden.
Meine Fragen:
a) Falls erneut lebensverlängernde Massnahmen (spitalärztliche künstliche Beatmung u. Ernährung) getroffen werden müssen: Ab welchem Zeitpunkt kann die VB das Einverständnis geben, die künstliche Beatmung/Ernährung einzustellen? Benötigt sie dazu einen schriftlichen Arztbericht? Muss sie das schriftliche Einverständnis allfälliger Kinder oder des seit Jahren getrennt lebenden Ehemannes einholen und deren Adressen ausfindig machen? Nach welchen Kriterien entscheidet die VB (2. Arztzeugnis, weiteres)?
b) Könnten hier anstelle der VB auch die Angehörigen entscheiden, obwohl sie seit Jahren keinen Kontakt pflegen?
c) Könnte die VB in diesem Fall bereits aufgrund des Anliegens des Heimarztes einen Entscheid fällen, aufgrund der vorliegenden Lebensqualität im Voraus auf lebenserhaltende -verlängernde Massnahmen (künstliche Beatmung)  zu verzichten/ nicht zu verzichten?
sr. Arztzeugnis einholen, Entscheid nach welchen Kriterien?

Für die Zustellung eines bereits bestehenden Artikels zur obigen Fragestellung resp. für eine Beantwortung meiner Fragen danke ich Ihnen im Voraus herzlich.
Erwägungen

1. Vorweg und für die Beantwortung der Frage nicht entscheidend ist festzustellen, dass die von der Vormundschaftsbehörde gewählte Massnahmenkombination  (Art. 393 Ziff. 2 und 394 ZGB) nicht möglich ist. Entweder handelt es sich um eine Beistandschaft auf eigenes Begehren (Art. 394 ZGB), welche eine umfassende Betreuungsaufgabe darstellen kann und durch eine urteilsfähige Person selbst beantragt worden ist (Basler Kommentar ZGB I-Langenegger, N 4 zu Art. 394), oder es handelt sich um die sogenannte Altersbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 2 ZGB, welche ebenso umfassend für die persönlichen Belange, die Interessenwahrung und die Einkommens- und Vermögensbewirtschaftung vorgesehen ist, aber nicht selbst beantragt wurde, weil die betreute Person dazu ausser Stande war (in der Regel wegen Urteilsunfähigkeit).


2. Als Beistand gemäss Art. 394 ZGB sind Sie auch für die persönliche Betreuung zuständig. Das beinhaltet die Wahrung der Gesamtheit der auf die Persönlichkeit bezogenen Interessen der betreuten Person und richtet sich nach deren individuellen Bedürfnissen unter Wahrung der persönlichen Freiheit, der Autonomie in der Lebensgestaltung sowie der Menschenwürde (Affolter, Rechtsfragen aus dem Alltag der persönlichen Betreuung, AJP 1998 S. 649). Wenn die betreute Person nicht mehr urteilsfähig ist, sind Sie verantwortlich für die Wahrung der persönlichen Interessen, wozu namentlich die Gesundheitspflege, die Sicherstellung der körperlichen und seelischen Integrität und die Wahrung der Menschenwürde gehören. 

Die Vormundschaftsbehörde ist in finalen Lebensstadien nur dann einzuschalten, wenn die betroffene Person keine gesetzliche Vertretung hat und ihr bezüglich einschneidende Entscheide zu treffen sind, welche die Ärzteschaft nicht alleine treffen dürften. Diesfalls muss die Vormundschaftsbehörde entweder eine gesetzliche Vertretung bestellen (Beistand nach Art. 392 ZGB) oder in so genannt liquiden Fällen selbst entscheiden (Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N 36 zu Art. 392 ZGB; E. Langenegger, Kreative Lösungen bei vormundschaftlichen Massnahmen, Referat am IRR der Universität St. Gallen vom 28. Mai 2004).

In Ihrem Fall sind Sie aber als Beistand bereits bestellt, der Einbezug der Vormundschaftsbehörde erübrigt sich damit, weil der Entscheid in Gesundheitsfragen nicht zu den zustimmungsbedürftigen Geschäften nach Art. 421 oder 422 ZGB gehört (Ausnahme: Zustimmung zur Sterilisation Entmündigter und Urteilsunfähiger nach Art. 6 Sterilisationsgesetz, welches am 1. Juli 2005 in Kraft gesetzt wird). 


3. Es handelt sich hier um einen Entscheid über Leben und Tod, d.h. um die Frage, ob und wenn ja unter welchen Umständen bei nächster lebensbedrohlicher Erkrankung auf lebensverlängernde Massnahmen verzichtet werden dürfe, wenn die Patientin hiezu keine rechtsgültige Meinung mehr äussern kann, weil sie als urteilsunfähig zu bezeichnen ist. Das Bundesrecht äussert sich dazu (noch) nicht ausdrücklich, wohl aber einzelne kantonale Gesetzgebungen. Ihre Patientin untersteht, wenn sie im Kanton Bern gepflegt und hospitalisiert wird, dem kantonalbernischen Recht. Dieses sieht in Art. 36 des Gesundheitsgesetzes folgende Bestimmung vor:
Art. 36 [Fassung vom 6. 2. 2001] 

15. Behandlung von Sterbenden

1 Die Fachperson hat Sterbenden die erforderliche Betreuung nach Massgabe deren Willens zukommen zu lassen. Verlangt eine Patientin oder ein Patient den Verzicht auf Behandlung oder auf lebensrettende Massnahmen, so ist dieser Wille zu respektieren.

2 Der Regierungsrat bestimmt durch Verordnung in Übereinstimmung mit den gesamtschweizerisch anerkannten Regeln, unter welchen medizinischen Voraussetzungen ausnahmsweise auch ohne ausdrückliche Einwilligung einer Patientin oder eines Patienten auf lebenserhaltende Massnahmen verzichtet werden kann.

Demnach ist im vorliegenden Fall auf die kantonale Verordnung über Sterbehilfe und Todesfeststellung (BSG 811.06) zurückzugreifen, welche ihrerseits auf die Richtlinien der Schweizerischen Akademie der medizinischen Wissenschaften für die ärztliche Betreuung sterbender und zerebral schwerst geschädigter Patienten verweist. Diese Richtlinien wurden durch die Richtlinien zur Behandlung und Betreuung von zerebral schwerst geschädigten Langzeitpatienten abgelöst, welche vom Senat der SAMW am 27. November 2003 genehmigt worden sind.  Weitere für die Ärzteschaft massgebliche Grundlagen beim Entscheid über lebensverlängernde Massnahmen sind die Richtlinien und Empfehlungen für die Betreuung von Patientinnen und Patienten am Lebensende (2004) sowie die Richtlinien für die Behandlung und Betreuung von älteren pflegebedürftigen Menschen (2004)
, ebenfalls erlassen von der Schweizerischen Akademie der medizinischen Wissenschaften.
4. Grundsätzlich liegt der Entscheid über ärztliche Massnahmen beim ärztlichen Fachpersonal. Wenn ein Mensch in der Lage ist, sein Selbstbestimmungsrecht wahrzunehmen und aufgeklärt seinen Willen zu äussern, gehen selbstverständlich seine Entscheide über den eigenen Körper allen ärztlichen Entscheiden vor. Wenn die betreffende Person aber wie in Ihrem Fall urteilsunfähig ist, berühren Entscheide über ihr Leben und ihre Gesundheit höchstpersönliche Rechte, welche teilweise vertretungsfeindlich sind, d.h. nicht durch eine gesetzliche Vertretung wie einen Vormund oder einen Beistand wahrgenommen werden können. So können diese Vertreter explizit nicht stellvertretend zur Tötung oder Verstümmelung einwilligen oder bedürfen hiezu ausnahmsweise der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (vgl. zur Ausnahme betreffend Sterilisation den Hinweis oben und hinsichtlich der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters zur Abtreibung Art. 119 Abs. 3 StGB). Hingegen spielen sie für das ärztliche Fachpersonal eine wichtige Rolle, um gestützt auf die erwähnten Richtlinien einen verantwortungsvollen Entscheid treffen zu können. Dabei geht es nicht darum, dass sich Ärzte den Entscheid durch einen gesetzlichen Vertreter abnehmen lassen können, sondern gemeinsam herauszufinden, welche ärztliche Handlung am besten dem Wohl des Patienten in der gegebenen Situation und in Berücksichtigung dessen Lebenshaltung und Wertordnung entspricht. In diesem Sinne gelten für die Entscheidfindung nach den Richtlinien zur Behandlung und Betreuung von zerebral schwerst geschädigten Langzeitpatienten, den Richtlinien für die Behandlung und Betreuung von älteren pflegebedürftigen Menschen und den Richtlinien und Empfehlungen für die Betreuung von Patientinnen und Patienten am Lebensende der SAMW zusammengefasst folgende Regeln, wenn die Patientin nicht mehr urteilsfähig ist:
a. Es ist abzuklären, ob die Patientin eine Patientenverfügung verfasst hat, eine Vertretungsperson bevollmächtigt hat, an medizinischen Entscheiden mitzuwirken, oder ob eine gesetzliche Vertretung (wie Sie als Beistand) ernannt worden ist.
b. Die therapeutischen Ziele bestimmen das Vorgehen.
c. Grundlage der Entscheidung über Ziele (und Ort) der Behandlung und Betreuung sind der Zustand und die Prognose bezüglich Lebensdauer und -qualität sowie die Persönlichkeit und der mutmassliche Wille der Patientin. 
d. Wenn eine Krankheit weit fortgeschritten ist und eine lebenserhaltende Massnahme nur Leiden verlängert, dürfen Behandlungsziele neu gesetzt werden. Der Einfluss der therapeutischen Massnahme auf Lebenserhaltung und Lebensqualität ist zu berücksichtigen und die Behandlung darf unter Umständen auf palliative Massnahmen konzentriert werden.

e. In die Entscheidungsprozesse ist die Erfahrung und Sicht der nächsten Bezugspersonen der Patientin sowie des Pflegeteams mit einzubeziehen.  Lösungen in komplexen Situationen sind interdisziplinär zu treffen und haben sich am Willen der betroffenen Person, an ihren Vorstellungen, Zielen, Wünschen und Bedürfnissen zu orientieren.
f. Die so getroffenen Entscheide sollten von allen beteiligten Personen akzeptiert und möglichst mitverantwortet werden können.
g. Klinische Ethikkommissionen  können für die Entscheidungsfindung beigezogen werden. 
h. Angesichts des Strebeprozesses kann der Verzicht auf lebenserhaltende Massnahmen oder deren Abbruch gerechtfertigt oder geboten sein. Bei der Entscheidfindung spielen Kriterien wie Prognose, voraussichtlicher Behandlungserfolg im Sinne der Lebensqualität sowie die Belastung durch die vorgeschlagene Therapie eine Rolle.

i. Die letzte Entscheidung bleibt beim direkt verantwortlichen Arzt. Entscheide, welche zum Abbruch von lebenserhaltenden Massnahmen führen, müssen protokolliert werden, so dass sie auch im Nachhinein noch nachvollziehbar sind.
j. Falls die behördlich bestimmte Person aus der Sicht der Ärzteschaft nicht die richtigen Entscheide trifft, kann die Vormundschaftsbehörde angerufen werden (Art. 418 und 420 Abs. 1 sowie Art. 445 ZGB).


5. Für Ihre Situation ergeben sich daraus folgende Schlüsse:

a. Die Vormundschaftsbehörde ist nicht einzubeziehen, weil Sie als Beistand zuständig sind für die Entscheidfindung in Zusammenarbeit mit dem ärztlichen Fachpersonal.

b. Nahe Angehörige, die sich nie ernstlich um die Patientin gekümmert haben, sind nur dann einzubeziehen, wenn sie zur Entscheidfindung etwas beitragen können. Das ist dann der Fall, wenn sie besser Auskunft gegen können über den mutmasslichen Willen der Patientin als das übrige Umfeld. Eigene Ansichten von Angehörigen sind ja in der Regel irrelevant. 

c. Entscheide sind zu dokumentieren, was am besten durch das ärztliche Fachpersonal protokolliert wird, da der finale Entscheid zur Krankengeschichte gehört.

d. Die massgeblichen Kriterien wurden unter Ziff. 4 a. – 4.j. dargelegt. 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 21. Juni 2005
� Vergleiche dazu C. Tritten, Les directives médico-éthiques et recommandations de l’ASSM relatives au traitement et à la prise en charge des personnes âgées en situation de dépendance, in : ZVW 2005 S. 70 ff.
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